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Einleitung 

I. Hintergrund und Anliegen der Untersuchung 

Der heutige Nachhaltigkeitsbegriff1, wie er verbreitet Eingang in Politik 
und Recht gefunden hat, geht auf den 1987 von der Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung2 vorgelegten Bericht „Our common future“ zu-
rück3. Darin wird „Sustainable development“ als Strategie gegen drohen-
de globale ökologische, ökonomische und soziale Krisen und Konflikte 
vorgeschlagen, die sich mit der Globalisierung abzeichneten4. Dieser un-
ter dem Vorsitz der damaligen norwegischen Ministerpräsidentin Gro 
Harlem Brundtland ausgearbeitete Ansatz ist in der Folge von der UN-
Generalversammlung zum zentralen Leitprinzip der „Vereinten Nationen, 
Regierungen, privaten Institutionen, Organisationen und Unternehmen“ 
erklärt worden5. Als konzeptionelle Grundlage der UN-Staatenkonferenz 
über Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro hat das Nachhal-
tigkeitskonzept über die Erklärung von Rio sowie das Aktionsprogramm 
Agenda 21 auf nationaler wie internationaler Ebene erhebliche Dynamik 
entfaltet. Weltweit wurde der Ansatz nicht nur zum leitenden Prinzip der 
Entwicklungszusammenarbeit, sondern auch Gegenstand von Arbeitskrei-
sen, Kommissionen und Politikberatung auf internationaler, nationaler 

                                                 
1 Die Begriffe „Nachhaltige Entwicklung“ und „Nachhaltigkeit“ werden synonym ver-

wendet, vgl. m.w.N. zu verschiedenen Ausprägungen des Nachhaltigkeitsbegriffs Wolf-
gang Kahl, Einleitung. Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, in: ders. (Hrsg.), Nachhaltig-
keit als Verbundbegriff, S. 8 ff.  

2 World Commission on Environment and Development (WCED).  
3 United Nations, Report of the World Commission on Environment and Develop-

ment, 4. August 1987, UN-Doc. A/42/427; in deutscher Fassung herausgegeben von Vol-
ker Hauff (Hrsg.), Unsere gemeinsame Zukunft. Der Brundtland-Bericht der Weltkom-
mission für Umwelt und Entwicklung; im Folgenden wird der englische Originaltext zi-
tiert, abgedruckt in: WCED (Hrsg.), Our common future, Oxford University Press 1987 
(WCED, Our common future).  

4 WCED, Our common future, S. 4.  
5 UN-General Assembly, Report of the World Commission on Environment and De-

velopment, 11. Dezember 1987, UN-Doc. A/Res/42/187. Präambel (Abs. 8).  
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und kommunaler Ebene6. Auf diese Weise hat der Nachhaltigkeitsbegriff 
auch Eingang in Rechtstexte gefunden. Er ist in völkerrechtlichen Verträ-
gen7 ebenso verankert wie auf nationaler Ebene als Verfassungsziel8 oder 
in sektorspezifischen Regelungsbereichen (z.B. Wasserwirtschaft, Arten-
schutz, soziale Sicherung). Diese rechtliche Dimension ist Teil der Stra-
tegie für eine effektive Implementierung der Nachhaltigen Entwicklung9, 
vor allem, wenn es darum geht, deren normative Inhalte in bereichsspezi-
fische Normvorgaben zu transformieren10.  

Bis heute ist nicht abschließend geklärt, welche Inhalte sich mit dem 
Begriff der Nachhaltigen Entwicklung verbinden. Die WCED definiert 
Nachhaltige Entwicklung als „development that meets the needs of present 
generations without compromising the ability of future generations to meet 
their own needs“11. Welche Anforderungen allerdings im Einzelnen hinter 
dieser „Brundtland-Formel“ stehen, ist Gegenstand unterschiedlichster In-
terpretationen12. Spätestens mit dem Weltgipfel für Nachhaltige Entwick-
lung in Johannesburg 2002 dürfte indes international anerkannt sein, dass 
das Konzept mit dem Anliegen verknüpft ist, Politik so zu gestalten, dass 
ökologischen, ökonomischen und sozialen Anliegen als interdependenten 
Größen mit Blick auf die Bedürfnisse heutiger und künftiger Generationen 
möglichst umfassend Rechnung getragen wird13.  

Ist das Nachhaltigkeitskonzept in einem Rechtstext verankert oder nach 
den Kategorien einer Rechtsordnung als dem Rechtskörper zugehörig zu 

                                                 
6 Klaus Töpfer, Sustainable development, in: Rudolf Dolzer/Josef Thesing (Hrsg.), 

Protecting our environment, S. 11.  
7 Z.B. North American Free Trade Agreement (NAFTA), ILM 1993, S. 289; World 

Trade Organization (WTO), Marrakesh Agreement establishing the World Trade Organi-
zation, ILM 1994, S. 1143.  

8 Z.B. Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Art. 2 Abs. 2.  
9 United Nations, Report of the United Nations Conference on Environment and De-

velopment, Annex I., Rio Declaration on Environment and Development, 12. August 
1992, UN-Doc. A/CONF.151/26 (Vol. I) (Rio-Erklärung), Prinzip 27; United Nations, 
Report of the United Nations Conference on Environment and Development, Annex II., 
Agenda 21, 12. August 1992, A/CONF.151/26 (Vol. II) (Agenda 21), Kap. 39.  

10 Vgl. United Nations, Report of the United Nations Conference on Environment and 
Development, Annex I., Rio Declaration on Environment and Development, 12. August 
1992, UN-Doc. A/CONF.151/26 (Vol. I), Prinzip 27.  

11 WCED, Our common future, S. 43. 
12 Vgl. Guy Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, S. 

11 ff.; Walter Bückmann/Yeong Heui Lee/Udo E. Simonis, Nachhaltigkeit und das Recht, 
in: APuZ 2003, S. 28 ff.  

13 Vgl. United Nations, World Summit on Sustainable Development, Johannesburg 
Declaration on Sustainable Development, 4. September 2002, UN-Doc. A/CONF.199/20, 
Abs. 5; vgl. zu Nachhaltiger Entwicklung als Umweltkonzept Astrid Epiney/Martin 
Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölkerrechts, S. 78 ff.; Sachverständigenrat für 
Umweltfragen, Umweltgutachten 2002, BT-Drs. 14/8792, S. 58 ff.  
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klassifizieren (z.B. im Völkerrecht als Rechtsgrundsatz, Art. 38 IGH-Sta-
tut), verlangt es wie jede andere rechtliche Maßgabe die Beachtung und 
Anwendung der darin enthaltenen Normaussage. Dies gilt umso mehr vor 
dem Hintergrund der UN-Nachhaltigkeitspolitik, die eine Umsetzung des 
Nachhaltigkeitskonzepts auf allen politischen Ebenen fordert14.  

Vielfach scheitert die Anwendung des Nachhaltigkeitsbegriffs als Rechts-
maßgabe daran, dass die normativen Anforderungen der Nachhaltigen Ent-
wicklung für zu komplex gehalten werden, als dass sich damit greifbare 
rechtliche Vorgaben verknüpfen ließen15. Häufig findet sich das Argument, 
dass der Begriff der Nachhaltigkeit den normtheoretischen Anforderungen 
an Rechtsnormen nicht gerecht werde16. Die gängige Kategorisierung von 
Normformen, die Rechtsnormen in Regeln und Prinzipien einteilt, macht 
es schwer, die Normaussage des Nachhaltigkeitskonzepts in ihr theoreti-
sches Gerüst zu integrieren.  

Einige Autoren gehen davon aus, dass sich für den Nachhaltigkeitsbe-
griff bisher keine kohärente Praxis der Rechtsanwendung entwickelt habe, 
die hinreichend anerkannt sei, um eine Anwendung als Rechtsnorm zu er-
lauben. Die fehlende Praxis wird als Übergangsstadium gesehen, bis sich 
klarere inhaltliche Strukturen in der Rechtspraxis herausbilden, die den 
normativen Aussagegehalt des Nachhaltigkeitskonzepts konkretisieren17. 
Teilweise behilft man sich damit, das Nachhaltigkeitskonzept als außer-
rechtliches Leitbild zu konzipieren. Als rechtlich relevant werden lediglich 
die Prinzipien eingestuft, die unter dem Nachhaltigkeitsbegriff Geltung be-
anspruchen können oder als unverbindliche Rechtskriterien (soft law) für 
die Rechtsauslegung relevant sind18. Andere verknüpfen mit dem Begriff 

                                                 
14 UN-General Assembly, Report of the World Commission on Environment and De-

velopment, 11. Dezember 1987, UN-Doc. A/Res/42/187, Präambel (Abs. 8); Kamal 
Hossain, Evolving principles of sustainable development and good governance, in: Kon-
rad Ginther/Paul J.I.M. de Waart (Hrsg.), Sustainable development and good governance, 
S. 17; Klaus Töpfer, Sustainable development, in: Rudolf Dolzer/Josef Thesing (Hrsg.), 
Protecting our environment, S. 9; Reinhard Bartholomäi, Sustainable development und 
Völkerrecht, S. 125; Bernhard Braune, Rechtsfragen der Nachhaltigen Entwicklung im 
Völkerrecht, S. 87. 

15 Vgl. m.w.N. Eike M. Frenzel, Nachhaltigkeit als Prinzip der Rechtsentwicklung?, S. 
44, 79 ff.; Guy Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 
S. 84 ff.  

16 Vgl. m.w.N. Astrid Epiney/Martin Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölker-
rechts, S. 44 ff.  

17 Ulrich Beyerlin, The concept of sustainable development, in: Rüdiger Wolfrum 
(Hrsg.), Enforcing environmental standards, S. 121 ff.; Meinhard Schröder, Sustainable 
Development. Ausgleich zwischen Umwelt und Entwicklung als Gestaltungsaufgabe der 
Staaten, in: AVR 1996, S. 273 ff.  

18 International Law Association, Report of the sixty-ninth conference, London 2000, 
Committee on legal aspects of sustainable development, S. 669 ff.; Alan Boyle/David 
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der Nachhaltigen Entwicklung im Recht eine auf Umwelt- und Ressour-
censchutz beschränkte Normaussage. Als wichtigster Aussagegehalt der 
Nachhaltigen Entwicklung und klare, weithin akzeptierte Norm sei der 
Umwelt- und Ressourcenschutz unter dem Begriff der Nachhaltigkeit als 
Rechtspflicht durchzusetzen19. Zunehmend wird vertreten, dass dem Nach-
haltigkeitskonzept in seiner Normaussage als integratives Konzept im 
Spannungsfeld zwischen ökonomischen, sozialen und ökologischen Zielen 
Rechtscharakter zukommen kann20. Die vorliegende Arbeit hat das Anlie-
gen, die skizzierten Meinungen und rechtstheoretischen Grundannahmen 
kritisch zu hinterfragen. Sie zielt darauf ab, diejenigen Stimmen in der Li-
teratur historisch, konzeptuell und rechtstheoretisch zu stützen, die mit 
dem Konzept der Nachhaltigen Entwicklung eine Normaussage verbinden, 
die auf den effizienten Ausgleich ökologischer, sozialer und ökonomischer 
Belange im Hinblick auf die Bedürfnisse heutiger und zukünftiger Genera-
tionen gerichtet ist21. Darüber hinaus soll untersucht werden, welche Funk-
tionen dem Nachhaltigkeitskonzept als Rechtsnorm in einer Rechtsordnung 
zukommen können und wie sich dessen Normcharakter im Recht einord-
nen lässt.  

II. Fragestellung und Methode 

Die Fragestellung der Arbeit ist darauf gerichtet, ob und inwieweit das 
ursprünglich primär politische Leitbild der Nachhaltigen Entwicklung – 
soweit es in einem Rechtstext verankert ist oder auf andere Weise in einer 

                                                 
Freestone, Introduction, in: dies. (Hrsg.), International law and sustainable development, 
S. 8 ff.; Marie-Claire Cordonier Segger/Ashfaq Khalfan/Salim Nakjavani, Weaving the 
rules for our common future, S. 20, 28 ff.; Walter Bückmann/Yeong Heui Lee/Udo E. 
Simonis, Nachhaltigkeit und das Recht, in: APuZ 2003, S. 31 f. 

19 Vgl. m.w.N. Astrid Epiney/Martin Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölker-
rechts, S. 44 ff.  

20 Christopher G. Weeramantry, Separate Opinion zu dem Fall Gabčíkovo-Nagymaros 
(Ungarn v. Slowakei), Urteil des Internationalen Gerichtshofs (IGH) vom 25. September 
1997, in: ILM 1998, S. 204 ff.; Wilfried Erbguth, Konsequenzen der neueren Rechtsent-
wicklung im Zeichen nachhaltiger Raumentwicklung, in: DVBl. 1999, S. 1086 f.; 
Michael Ronellenfitsch, Umwelt und Verkehr unter dem Einfluss des Nachhaltigkeits-
prinzips, in: NVwZ 2006, S. 386 ff.  

21 Vaughan Lowe, Sustainable development and unsustainable arguments, in: Alan 
Boyle/David Freestone (Hrsg.), International law and sustainable development, S. 31 ff.; 
Marie-Claire Cordonier Segger/Markus W. Gehring, Introduction, in: dies. (Hrsg.), Sus-
tainable development in world trade law, S. 5 ff.; Matthew Stilwell, Trade and environ-
ment in the context of sustainable development, in: Markus W. Gehring/Marie-Claire 
Cordonier Segger (Hrsg.), Sustainable development in world trade law, S. 37 ff.; Chris-
tina Voigt, Sustainable development as a principle of international law, S. 160 ff.  
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Rechtsordnung als Rechtsnorm Geltung beansprucht – rechtliche Bedeu-
tung entfalten kann. Die Analyse bezieht sich dabei nicht auf eine be-
stimmte Rechtsordnung oder einen bestimmten Rechtskreis, sondern setzt 
auf einer theoretischen Vorstufe an: Es geht nicht um die Frage, ob und in-
wieweit das Nachhaltigkeitskonzept mit welcher Bedeutung in einer kon-
kreten Rechtsordnung Geltung beansprucht. Vielmehr soll abstrakt – losge-
löst von einer spezifischen Rechtsordnung – geklärt werden, bis zu wel-
chem Grad der Aussagegehalt des Nachhaltigkeitskonzepts nach rechts-
theoretischen Maßstäben einen Charakter als Rechtsnorm zulässt und wenn 
ja, welche Rechtspflichten und Perspektiven der Rechtsanwendung sich 
damit verbinden. Es geht hier also darum, den im UN-Kontext historisch 
greifbaren Aussagegehalt des Nachhaltigkeitsbegriffs und dessen mögliche 
Qualität als Rechtsnorm abstrakt zu analysieren22. 

Die Untersuchung setzt damit in einem „vorrechtlichen“ Raum an. Auch 
der Begriff des Rechts versteht sich daher abstrakt, unabhängig von einer 
bestimmten Rechtsordnung und ihrer spezifischen Rechtskultur. Recht 
wird als ein sozialtechnisches Instrument betrachtet, das den Zweck hat, 
politische Ordnungssysteme zu steuern und Grundlagen für ein friedliches 
Zusammenleben zu schaffen23. Diese analytische Perspektive versteht sich 
als eine Methode, unklare Elemente im Recht und in der Rechtsanwendung 
zu ergründen, um sie für die Praxis zu erschließen24. Die Berechtigung 
einer solch abstrakten, normtheoretischen Analyse, die der analytischen 
Rechtstheorie zugeordnet werden kann, wird kritisiert und teilweise grund-
sätzlich abgelehnt25. Die analytische Rechtstheorie sei nicht in der Lage 
den Sinngehalt des Rechts in der Rechtswirklichkeit in erforderlicher 
Weise zu erfassen. Sie verforme das Recht notwendig zu einem Idealge-
genstand, der keine Entsprechung in der rechtlichen Realität finde26. Vor 
allem lasse sie unberücksichtigt, ob die betrachteten Sollensaussagen über-
haupt in einer Rechtsordnung gelten. Dies sei jedoch grundlegende Vor-
aussetzung für die Qualität einer Normaussage als Rechtsnorm. Auch sei 
jedes „rein faktische Normbild gefärbt durch die jeweils herrschenden 

                                                 
22 Karl-Ludwig Kunz, Die analytische Rechtstheorie, S. 65 f. 
23 Vgl. zu dem Anliegen der analytischen Rechtstheorie insbesondere Herbert L.A. 

Hart, The concept of law, S. 239 ff.; Josef Esser, Grundsatz und Norm in der richterli-
chen Fortbildung des Privatrechts, S. 3 ff.  

24 Vgl. Franz Bydlinski, Juristische Methodenlehre und Rechtsbegriff, S. 57 ff.; Astrid 
Epiney/Martin Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölkerrechts, S. 44 ff. 

25 Vgl. Karl-Ludwig Kunz, Die analytische Rechtstheorie, S. 62 ff.; zur Zulässigkeit 
und Wichtigkeit solcher Analysen angesichts der steigenden Komplexität der Rechtsord-
nung und unsicherer Rechtsinhalte Astrid Epiney/Martin Scheyli, Le concept de dévelop-
pement durable en droit international public, in: SZIER 1997, S. 251; Lothar Michael, 
Der allgemeine Gleichheitssatz als Methodennorm komparativer Systeme, S. 19 ff., 29 f.  

26 Karl-Ludwig Kunz, Die analytische Rechtstheorie, S. 65.  
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Vorstellungen von den Aufgaben des Richters im Rechtsfindungsprozess, 
seinem Verhältnis zu der Masse der materiellen Rechtsnormen und den 
Prinzipien, die sie leiten“27. Insofern sei es nicht möglich, Normaussagen 
abstrakt-theoretisch herzuleiten.  

Rechtspraxis kann sich indes kaum entwickeln, wenn Unklarheit dar-
über besteht, wie sich eine Normaussage in ihrer rechtlichen Verbindlich-
keit erfassen und anwenden lässt. Ist nicht hinreichend geklärt, welcher 
rechtliche Aussagegehalt und welche Rechtswirkung sich mit einer Norm-
aussage verknüpfen, liegt es nahe, dass die Norm trotz ihrer Verankerung 
in einer Rechtsordnung nur zögerlich Anwendung findet. Dies ist kaum mit 
dem Effektivitätsprinzip zu vereinbaren, wonach geltende Normen in der 
Rechtsanwendung zu beachten und in ihrer Aussage zur Geltung zu brin-
gen sind28. Zwar gehört es zu der Aufgabe von Richtern, nicht eindeutige 
Normen zu interpretieren und damit der Anwendung zugänglich zu ma-
chen29. Jedoch können offene Rechtsbegriffe zu Rechtsunsicherheit und 
Problemen der rechtlichen Kohärenz und Effektivität führen. Im Zeitalter 
der Globalisierung treffen vielfältige Rechtsordnungen und Rechtskulturen 
aufeinander. Recht, das in demokratischen, föderalen und internationalen 
Systemen entsteht, entspringt nicht mehr nur dem kohärenten Entwurf 
eines in einem bestimmten kulturellen Kontext verankerten Gesetzgebers 
und unterliegt oftmals unklaren Zuständigkeiten der Streitschlichtung. Es 
erwächst aus politischen Prozessen, die von Komplexität, Verhandlungs- 
und Zeitdruck und vielfältigen Interessen geprägt sind. Zugunsten der poli-
tischen Einigung werden Kompromisse zu Lasten der begrifflichen und 
inhaltlichen Klarheit des Rechts getroffen. Hiervon ist, mehr oder weniger 
ausgeprägt, die kommunale Rechtsetzung ebenso betroffen wie die na-
tionale oder völkerrechtliche. Nicht zuletzt angesichts der zunehmenden 
Komplexität ineinandergreifender Rechtsordnungen ergeben sich vielfäl-
tige unklare Rechtssituationen, die der Präzisierung durch Gerichte oder 
Streitschlichtungskörper vorbehalten sind. Flankierend sollte es die Rechts-
wissenschaft daher als ihre Aufgabe betrachten, normativ fundierte und kla-
re dogmatische Strukturen und Inhalte sowie kohärenzstiftende Methoden 
für die Handhabung unklarer und offener Normvorgaben zu erarbeiten. 
Dies muss umso mehr gelten, wenn, wie im Fall des Nachhaltigkeitskon-
zepts, ein Rechtsbegriff in der Praxis so wenig erschlossen ist, dass dies 

                                                 
27 Josef Esser, Grundsatz und Norm in der richterlichen Fortbildung des Privatrechts, 

S. 3.  
28 Hersh Lauterpacht, Restrictive interpretation and the principle of effectiveness in 

the interpretation of treaties, in: BYIL 1949, S. 68; Charles de Visscher, Les effectivités 
du droit international public, S. 76; Alfred Verdross/Bruno Simma, Universelles Völker-
recht. Theorie und Praxis, § 780.  

29 Hans Kelsen, Allgemeine Theorie der Normen, S. 66.  
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seine Anwendung als Normaussage behindert. Eine analytische Methode 
der Rechtserfassung erscheint daher nicht nur berechtigt, sondern auch ge-
boten. 

Dem steht auch nicht der Einwand entgegen, abstrakt-analytische Be-
trachtungen im Recht seien ohne Sinn, weil Recht als Spezifikum eines be-
stimmten kulturellen Hintergrundes nur für eine konkrete Rechtsordnung 
gelten könne. Besonders, wenn es sich um unbestimmte Rechtsbegriffe 
handelt, werden sich zwar je nach kulturellem Kontext erhebliche Diffe-
renzen ergeben. Zum Beispiel wird der privatrechtliche Standard der „im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt“ in Afrika anders beurteilt werden als in 
Europa. Es gibt aber Normaussagen, für die der Typus des Rechtssystems 
oder sein kultureller und organisatorischer Hintergrund nur von mittelba-
rer, normativ ausfüllender Bedeutung ist. Die meisten Rechtssysteme set-
zen sich aus ähnlichen Bausteinen zusammen. Sie enthalten Sanktionsnor-
men, offene Rechtsbegriffe, Zielbestimmungen und Strukturprinzipien, 
auch wenn diese in jedem Rechtssystem mit sehr unterschiedlichen Inhal-
ten verknüpft sein mögen. 

Ein Beispiel ist das Demokratieprinzip, dem auf vielfältige Weise Rech-
nung getragen werden kann (Volksdemokratie, parlamentarische Demokra-
tie, parlamentarische Monarchie). Trotz der unterschiedlichen Ausprägun-
gen des Begriffs in verschiedenen Kulturkreisen gibt es einen materiellen 
Kern des Begriffs, der verlangt, dass die ausübende Ordnungsmacht einer 
Form der „Herrschaft des Volkes“ genüge tun muss. Der Umgang eines 
einzigen Staates mit dem Demokratieprinzip kann daher nicht als allge-
meingültiger Inhalt des Demokratieprinzips gelten, sondern stellt le-
diglich eine Ausprägung desselben in diesem kulturellen Zusammenhang 
dar. Mit dem Nachhaltigkeitskonzept verhält es sich ähnlich. Der Brundt-
land-Bericht weist darauf hin, dass die spezifischen Inhalte des Nachhal-
tigkeitskonzepts in jedem Kulturzusammenhang verschieden ausgeprägt 
sein werden, da jeder Gesellschaftskreis die Spielräume dauerhaft stabi-
ler, sozialer, ökologischer und ökonomischer Steuerung auf seine Weise 
interpretieren wird30. Diese Vielfalt und Komplexität bezieht sich indes 
auf das Ergebnis der Umsetzung des Nachhaltigkeitskonzepts. Das im 
Vorfeld bestehende normative Anliegen des Nachhaltigkeitskonzepts ist 
dem vorgelagert. Es stellt eine mit Prinzipien und Leitlinien verknüpfte 
Steuerungsmethode dar, die der Politikgestaltung auf allen Regierungs-
ebenen, sei es kommunal, national oder international, einen Handlungs-
rahmen vorgibt. Damit werden bestimmte Ergebnispflichten gesetzt, die 
nähere Ausgestaltung aber der jeweils steuernden Regierungsebene über-
lassen. Will man den normativen Rahmen der Nachhaltigkeit auf seine 
materiell-rechtlichen Kerninhalte hin untersuchen, muss sich daher die 
                                                 

30 WCED, Our common future, S. 44. 
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rechtliche Analyse von den spezifischen Ausprägungen des Konzepts in 
den verschiedenen Rechtsordnungen oder Regelungsbereichen lösen.  

Methodisch kann ein solcher Kerngehalt zum einen durch die Erhebung 
eines gemeinsamen Nenners vieler Rechtsordnungen erschlossen werden31. 
Zum anderen bietet sich aber auch eine historische und inhaltliche Analyse 
der normativen Kernaussage des Konzepts an. Im Fall des Nachhaltig-
keitskonzepts liegt letzteres nahe, da das Konzept, wie es sich heute über-
wiegend in Gesetzen und internationalen Abkommen findet, mit dem spe-
zifischen Kontext der UN-Entwicklungsstrategien verknüpft ist. Zu dem 
Nachhaltigkeitskonzept als Entwicklungsstrategie der Vereinten Nationen 
hat sich die weit überwiegende Anzahl der Staaten wiederholt in Resoluti-
onen, Erklärungen und Verträgen bekannt32. So mag sich das Konzept der 
Nachhaltigen Entwicklung zwar auf mannigfache, jahrhundertealte Wur-
zeln in verschiedenen Kulturkreisen zurückführen lassen; auch wurde es in 
philosophischen Werken auf vielfältige Weise normativ begründet und 
konzeptionell gefasst33. Als einheitliche Leitlinie akzeptiert und vielfach 
umgesetzt ist indes der normative Aussagegehalt, der mit dem Konzept der 
Nachhaltigen Entwicklung im Rahmen der Vereinten Nationen verknüpft 
ist. Die Verwendung des Nachhaltigkeitsbegriffs erfolgt heute im Wesent-
lichen auf dieser Grundlage34. Die vorliegende Analyse geht daher von die-
sem normativen Hintergrund aus.  

III. Gang der Untersuchung  

Um herauszuarbeiten, welche inhaltliche Maßgabe mit dem Konzept der 
Nachhaltigen Entwicklung im UN-Kontext verknüpft ist, wird im ersten 
Kapitel dessen historische Einbettung in den entwicklungspolitischen Kon-
                                                 

31 Vgl. zu einer rechtsvergleichenden Analyse im Zusammenhang mit dem Nachhal-
tigkeitskonzept als allgemeines Prinzip des Völkerrechts Reinhard Bartholomäi, Sustain-
able Development und Völkerrecht, S. 87 ff.  

32 Vgl. unten Kap. 1.  
33 Vgl. zu der philosophischen Begründung des Nachhaltigkeitsgedankens Hans Jo-

nas, Das Prinzip Verantwortung, S. 12 ff.; vgl. auch die Beiträge in: Dietrich Böhler/ 
Rudi Neuberth (Hrsg.), Herausforderung Zukunftsverantwortung; zu den Wurzeln des 
Nachhaltigkeitskonzepts in verschiedenen Kulturkreisen Edith Brown-Weiss, In fairness 
to future generations, S. 17 ff.; Christopher G. Weeramantry, Separate Opinion zu dem 
Fall Gabčíkovo-Nagymaros (Ungarn v. Slowakei), Urteil des IGH vom 25. September 
1997, in: ILM 1998, S. 205 ff.  

34 Anders z.B. der Nachhaltigkeitsbegriff im deutschen Steuerrecht, § 15 II EStG, 
hierzu z.B. BFH vom 12. Juli 2007, X R 4/04; vgl. zu weiteren spezifischen Bedeutungen 
des Nachhaltigkeitsbegriffs Michael Ronellenfitsch, Umwelt und Verkehr unter dem Ein-
fluss des Nachhaltigkeitsprinzips, in: NVwZ 2006, S. 387; Walter Bückmann/Yeong Heui 
Lee/Udo E. Simonis, Nachhaltigkeit und das Recht, in: APuZ 2003, S. 30 f.  
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text der Vereinten Nationen untersucht. Auf dieser Grundlage befasst sich 
das zweite Kapitel mit der näheren Analyse der Definition der Nachhalti-
gen Entwicklung, wie sie die Brundtland-Kommission für das Nachhaltig-
keitskonzept als Entwicklungsstrategie der Vereinten Nationen geprägt 
hat35. Aus dem Brundtland-Bericht und den historischen Parametern des 
UN-Kontextes ergibt sich für das Nachhaltigkeitskonzept der Aussagege-
halt eines Gestaltungsgebots, das verlangt, soziale Prozesse so zu steuern, 
dass normative Ziele und Leitlinien des ökologischen, ökonomischen und 
sozialen Steuerungskontextes mit Blick auf die Lebenssituation heutiger 
und künftiger Generationen möglichst effizient und im jeweiligen gesell-
schaftlichen Kontext angemessen umgesetzt werden. Dieses Gebot orien-
tiert sich zum einen an den internationalen Standards, die sich unter dem 
Aspekt der Nachhaltigen Entwicklung herausgebildet haben, und zum an-
deren an den normativen Inhalten, die sich in diesem Zusammenhang aus 
dem jeweils einschlägigen Rechts- und Wertekontext eines Gesellschafts-
kreises ergeben. Im dritten Kapitel wird der Versuch unternommen, eine 
normative Matrix zu erstellen, welche die sozialen, ökonomischen, ökolo-
gischen und zukunftsbezogenen Nachhaltigkeitsparameter näher umreißt. 
Es lassen sich hier normative Eckdaten herausfiltern, auf deren Grundlage 
einschlägige Normelemente im Einzelfall ermittelt werden können.  

Die darauffolgenden Kapitel beschäftigen sich mit der rechtlichen Analy-
se des Nachhaltigkeitsbegriffs. Im vierten Kapitel werden zunächst diejeni-
gen Ansätze und Argumentationslinien beleuchtet, auf deren Grundlage dem 
Nachhaltigkeitsbegriff ein Charakter als Rechtsnorm abgesprochen wird. 
Als Maßstab dient hierbei zum einen die inhaltliche Maßgabe des UN-Kon-
textes, die – sofern sie den Hintergrund bildet – für die Anwendung des nor-
mativen Inhalts des Nachhaltigkeitskonzepts im Recht maßgeblich sein 
muss. Zum anderen werden die normtheoretischen Annahmen herangezo-
gen, auf die sich die Meinungen stützen. Hierzu gehört ein positivistisches 
Rechtsverständnis, wie es z.B. Hans Kelsen und Herbert L.A. Hart in ihren 
Rechtstheorien gezeichnet haben36 sowie Prinzipientheorien, die mit Ronald 
Dworkin und Robert Alexy in Verbindung gebracht werden37. Die Ar-
gumentation deutet auf ein Schema hin, das Rechtsnormen im Wesentlichen 
in Regeln und Prinzipien einteilt. Das Nachhaltigkeitskonzept lässt sich auf 
den ersten Blick nur schwer in diese Kategorien einordnen. Eine nähere 
Auseinandersetzung mit den Grundlagen der genannten Rechtstheorien zeigt 
jedoch, dass es sich nach beiden Theorieansätzen durchaus als Rechtsnorm 

                                                 
35 WCED, Our common future, S. 43 ff.  
36 Herbert L.A. Hart, The concept of law, S. 79 ff.; Hans Kelsen, Allgemeine Theorie 

der Normen, S. 28 ff.; ders., Reine Rechtslehre, S. 126.  
37 Ronald Dworkin, Taking rights seriously, S. 24 ff.; Robert Alexy, Theorie der 

Grundrechte, S. 100 ff.  
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fassen lässt. Die Regel-Prinzip-Kategorisierung, wie sie in der Argumenta-
tion um den Rechtscharakter des Nachhaltigkeitskonzepts herangezogen 
wird, eignet sich daher nur bedingt als Kriterium für die Qualifizierung einer 
Normaussage als Rechtsnorm. Sie trifft keine Aussagen darüber, unter wel-
chen Voraussetzungen eine Norm geeignet ist, als Rechtsnorm angewendet 
zu werden. Sie hat primär zum Anliegen, elementare Strukturen des Rechts 
zu erklären. Es wird daher vorgeschlagen, für die Analyse des Rechtsnorm-
charakters des Nachhaltigkeitskonzepts die inhaltlichen Mindestanforderun-
gen zugrunde zu legen, die ein normativer Aussagegehalt mitbringen muss, 
um als rechtliche Normvorgabe fungieren zu können. Hierzu gehören ein be-
stimmbarer Adressatenkreis sowie die rechtliche Überprüfbarkeit einer 
Norm. Im fünften Kapitel wird die im UN-Kontext identifizierte Normaus-
sage der Nachhaltigen Entwicklung anhand dieser Kriterien überprüft. Es 
wird deutlich, dass sich das Nachhaltigkeitskonzept nicht nur an einen be-
stimmbaren Adressatenkreis richtet, sondern auch einer rechtlichen Über-
prüfung zugänglich ist.  

Die Voraussetzungen der rechtlichen Geltung und Bindungswirkung des 
Nachhaltigkeitskonzepts werden im sechsten Kapitel untersucht. Die Gel-
tung des Nachhaltigkeitskonzepts als Rechtsnorm wird dadurch bestimmt, 
ob und inwieweit es von den Geltungskriterien einer Rechtsordnung erfasst 
wird. Die Tragweite der rechtlichen Bindungswirkung ist davon abhängig, 
mit welchem Status das Nachhaltigkeitskonzept in einer Rechtsordnung ver-
ankert ist, welche Kontrollkompetenz der Judikative zukommt und welches 
theoretische Vorverständnis der Rechtsanwendung zugrunde liegt. Aus die-
sen Parametern können sich für die Tragweite der Bindungswirkung des 
Nachhaltigkeitskonzepts im Recht erhebliche Unterschiede ergeben.  

Im siebten und letzten Kapitel geht es schließlich darum, den Inhalt und 
Aussagegehalt des Nachhaltigkeitskonzepts im Recht theoretisch zu erfas-
sen. Hierzu werden die Funktionen des Nachhaltigkeitskonzepts im Recht 
abstrakt herausgearbeitet. Für deren theoretische Einordnung wird ein Ana-
lyserahmen entwickelt, der die starke Trennungsthese (entweder Regel 
oder Prinzip) für eine Kategorisierung von Normformen auflöst und sich 
an der Normstruktur sowie an der Funktion von Rechtsnormen im Rechts-
system orientiert. Vor diesem Hintergrund lässt sich das Nachhaltigkeits-
konzept als Rechtsregel, Standardnorm und Rechtsprinzip mit spezifischen 
Normfunktionen einordnen.  
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